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Die Bundesarbeitskammer ist die ge-
setzliche Interessenvertretung von 
rund 3,6 Millionen ArbeitnehmerIn-
nen und KonsumentInnen in Österre-
ich. Sie vertritt ihre Mitglieder in allen 
sozial-, bildungs-, wirtschafts- und 
verbraucherpolitischen Angelegen-
heiten auf nationaler als auch auf der 
Brüsseler EU-Ebene. Darüber hinaus 
ist die Bundesarbeitskammer Teil der 
österreichischen Sozialpartnerschaft. 
Die BAK ist im EU-Transparenzregister 
unter der Nummer 23869471911-54 
registriert.

Das AK EUROPA Büro in Brüssel wurde 
1991 errichtet, um die Interessen aller 
Mitglieder der Bundesarbeitskammer 
gegenüber den Europäischen Institu-
tionen vor Ort einzubringen. 

Zur Organisation und Aufgabe der 
Bundesarbeitskammer in Österreich 

Die Bundesarbeitskammer Österreichs 
bildet die Dachorganisation von neun 
Arbeiterkammern auf Bundesländere-
bene, die gemeinsam den gesetzlichen 
Auftrag haben, die Interessen ihrer Mit-
glieder zu vertreten. 

Rudi Kaske
Präsident

Im Rahmen ihrer Aufgaben beraten die 
Arbeiterkammern ihre Mitglieder unter 
anderem in Fragen des Arbeitsrechts, 
des Konsumentenschutzes, in Sozial- 
und Bildungsangelegenheiten. Mehr 
als drei Viertel der rund 2 Millionen 
Beratungen jährlich betreffen arbeits-, 
sozial- und insolvenzrechtliche Frage-
stellungen. Darüber hinaus nimmt die 
Bundesarbeitskammer im Rahmen von 
legislativen Begutachtungsverfahren 
die Aufgabe wahr, die Positionen der 
ArbeitnehmerInnen und der Konsu-
mentInnen gegenüber dem Gesetzge-
ber in Österreich als auch auf  EU-Ebene 
einzubringen. 

Alle österreichischen ArbeitnehmerIn-
nen sind per Gesetz Mitglied der Ar-
beiterkammern. Die Mitgliedsbeiträge 
sind gesetzlich geregelt und betragen 
0,5 Prozent des Bruttoeinkommens 
(maximal bis zur Höchstbemessungs-
grundlage in der Sozialversicherung). 
816.000 (ua Arbeitslose, Eltern in Ka-
renz, Präsenz- und Zivildiener) der rund 
3,6 Millionen Mitglieder sind von der 
Zahlung des Mitgliedsbeitrages befreit, 
haben aber Anspruch auf das volle AK-
Leistungsangebot!

Christoph Klein
Direktor

Wir über uns
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Kurzzusammenfassung
Der derzeitige Rechtsrahmen der Euro-
päischen Union beruht auf einem Ener-
gieeffizienzziel von 20 Prozent bis 2020. 
Dieses Ziel muss jetzt mit Blick auf den 
Zeitrahmen bis 2030 neu festgesetzt 
werden. Der Europäische Rat hat sich 
2014 auf eine Vorgabe von mindestens 
27 Prozent für das Jahr 2030 geeinigt 
und forderte die EU-Kommission auf, 
dieses Ziel mit Blick auf ein mögliches 
Niveau von 30 Prozent zu überprüfen. 
Der nun vorgelegte Vorschlag des EU-
Parlamentes und des EU-Rates sieht ein 
verbindliches Energieeffizienzziel von 
30 Prozent für 2030 vor.

Die BAK ist überzeugt, dass die Steige-
rung der Energieeffizienz die zentrale 
Voraussetzung für die Erreichung der 
klima- und energiepolitischen Ziele 
schlechthin ist. Energieeffizienz spielt 
auch für Zielsetzungen, wie die Be-
kämpfung der Energiearmut, die Ver-
besserung der Wettbewerbsfähigkeit 
der Industrie und die Versorgungssi-
cherheit eine unterstützende Rolle.

Zu dem vorliegenden Änderungsvor-
schlag möchte die BAK einleitend auf 
die zugehörige Richtlinie 2012/27/
EU zur Energieeffizienz verweisen, zu 
welcher die BAK am 5. August 2011 
Stellung genommen hat. Die dort ge-
troffenen Feststellungen und Vorschlä-
ge sind weiterhin gültig. Aus Sicht der 
BAK ist es inakzeptabel, dass in der 
Berechnungsbasis für 2020 einer der 
wichtigsten Energieverbraucher und 
Treibhausgasemittenten, nämlich der 
Verkehrsbereich, fehlt. Auch für 2030 
wird im Änderungsvorschlag auf eine 
verpflichtende Miteinbeziehung dieses 
Bereichs verzichtet. Laut Europäischer 

Umweltagentur ist der Verkehrssektor 
(ohne internationalen Flug- und Schiffs-
verkehr) für 21 Prozent der Gesamte-
missionen der EU-28 (2014) verantwort-
lich. In Österreich ist der Verkehr mit 
einem Anteil von 34,5 Prozent (2014) 
der Hauptenergieverbraucher. Ohne 
diesen Sektor läuft die Richtlinie Gefahr, 
wirkungslos zu bleiben. Österreich soll-
te sich daher massiv dafür einsetzen, 
dass der Verkehrsbereich verpflich-
tend in die Zielsetzung für 2030 in-
tegriert wird. Der EU-Rechtsrahmen 
zur Reduktion der CO2-Emissionen von 
PKWs und leichten Nutzfahrzeugen 
stellt keine brauchbare Alternative für 
die Einbeziehung des Straßenverkehrs 
in die Energieeffizienzrichtlinie dar, da 
er keinen Beitrag zur Verbesserung der 
Energieeffizienz leistet. Mittlerweile ist 
unbestritten, dass immer mehr Fahr-
zeughersteller die Zielsetzungen durch 
Manipulationen unterlaufen haben.

Positiv wertet die BAK hingegen, dass 
der vorliegende Vorschlag eine ver-
bindliche EU-weite Steigerung der En-
ergieeffizienz um 30 Prozent bis 2030 
vorsieht, ausgedrückt in Form eines 
absoluten Einsparungsziels, gemessen 
in Primär- und Endenergie. Dies ist des-
halb von zentraler Bedeutung, da nur 
mithilfe absoluter Zielwerte Rebound-
Effekte vermieden werden. Andernfalls 
würden Verbesserungen der Energie-
effizienz infolge eines Mehrverbrauchs 
wieder konterkariert.

Bedauerlich ist allerdings, dass für 
2030 – wie bereits für 2020 – keine 
verbindlichen Ziele auf Ebene der Mit-
gliedstaaten festgelegt werden und die 
Koordinierung der Maßnahmen in den 
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Mitgliedstaaten sowie deren Kontrol-
le durch ein kompliziertes Regelwerk 
(Governance-System) erfolgen soll. 
Erfahrungen mit vergleichbaren Pro-
grammen zeigen, dass durch freiwillige 
Maßnahmen die Ziele nicht zu errei-
chen sind. Verbindliche Zielvorgaben 
geben Rechts- und Investitionssicher-
heit und schaffen positive Impulse für 
den Markt der Energieeffizienz-Dienst-
leistungen.

Erstmals wird der Bekämpfung der 
Energiearmut größere Aufmerksam-
keit gewidmet, was von der BAK aus-
drücklich begrüßt wird. Im geltenden 
österreichischen Energieeffizienzgesetz 
2012 finden sich bereits vergleichbare 
Regelungen, die nicht zuletzt auf Forde-
rungen der BAK zurückzuführen sind.

Aus konsumentenrechtlicher Sicht stel-
len die geplanten Verbesserungen der 
Abrechnungsmodalitäten einen Schritt 
in die richtige Richtung dar. Ablehnend 
steht die BAK hingegen den Vorschlä-
gen der EU-Kommission zur Bereitstel-
lung von individuellen bzw. intelligenten 
Zählern für die Wärmeverbrauchsmes-
sung gegenüber. Diese bringen dem/
der einzelnen VerbraucherIn wenig bis 
keinen Nutzen, sind aber gleichzeitig 
mit hohen Kosten verbunden. Insbe-
sondere trifft das auf Passiv- oder Nied-
rigenergiehäuser zu, wo die Kosten 
der gelieferten Wärme geringer sein 
können als die Messkosten. Die ver-
pflichtende Einführung fernablesbarer 
Wärme-Zähler bzw. Kostenverteiler 
ab 1. Jänner 2020 wird von der BAK 
kategorisch abgelehnt.
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Artikel 3 – Energieeffizienzziele

Wie bereits ausgeführt, spricht sich die 
BAK für die Festlegung von verbind-
lichen und absoluten Zielwerten für 
2030 auch auf Ebene der einzelnen 
Mitgliedstaaten aus. Damit soll sicher-
gestellt werden, dass – ohne kompli-
zierte Regel- und Kontrollmechanismen 
– jeder Mitgliedstaat seinen Beitrag zur 
Erreichung des EU-weiten Energieeffi-
zienzzieles leistet und damit auch die 
weiteren Ziele, wie Versorgungssicher-
heit, Stärkung des EU-Wirtschaftsrau-
mes und die nachhaltige Senkung der 
Energiekosten für private Haushalte 
und Unternehmen, unterstützt. Ein der-
artiges Ziel für jeden Mitgliedstaat wür-
de sicherstellen, dass trotz Anwendung 
der möglichen Ausnahmen in einzel-
nen Bereichen der Einsparverpflichtun-
gen, die Zielerreichung auf aggregier-
ter Ebene gewährleistet ist.

Artikel 7 – Energieeinsparverpflichtun-
gen

Wie schon für den Zeitraum 2014 bis 
2020 müssen die Mitgliedstaaten auch 
für den Zeitraum 2021 bis 2030 jährlich 
mindestens 1,5 Prozent des Energie-
absatzes an EndkundInnen einsparen. 
Hierfür können sie entweder Energieef-
fizienzverpflichtungssysteme, alternati-
ve Maßnahmen oder einer Kombinati-
on beider verwenden. Massiv verwäs-
sert wird dieses Ziel aber dadurch, dass 
es den Mitgliedstaaten freigestellt wird, 
den Energieverbrauch im Verkehrsbe-
reich ganz oder teilweise aus dieser Be-
rechnung herauszunehmen. Die BAK 
spricht sich gegen die Ausnahme für 
den Verkehrsbereich aus.

Weiters können Mitgliedstaaten die 
Einsparverpflichtung um 25 Prozent 
reduzieren, indem sie beispielsweise 
jene Energiemengen aus der Berech-
nung für die Einsparverpflichtung aus-
nehmen, die durch die Installation 
erneuerbarer Energietechnologien 
an oder in Gebäuden erzeugt werden 
(z.B. durch Photovoltaik oder Biomas-
se). Diese Möglichkeit sieht die BAK 
besonders kritisch: Die Energieeffizienz 
bezieht sich auf Energieeinsparungen 
und stellt ein eigenständiges Ziel dar. 
Der Ausbau von erneuerbaren Energie-
technologien wird durch die EU-Erneu-
erbaren-Richtlinie gefördert. Eine Ver-
mischung von Zielen ist nicht sinnvoll, 
da es dadurch wiederum zur Verwäs-
serung der Zielerreichung kommt. Die 
BAK plädiert dafür, diese Möglichkeit 
zu streichen. Auch die Möglichkeit, die 
Einsparverpflichtung durch Anrech-
nung sogenannter „early actions“ zu 
verringern, lehnt die BAK ab, da die-
se Energieeffizienzmaßnahmen bereits 
in der Periode 2014 bis 2020 als „early 
actions“ berücksichtigt wurden. Diese 
Ausnahme sollte für die Periode 2030 
nicht gelten.

Artikel 7a – Energieeffizienzverpflich-
tungssysteme

Nach Ansicht der BAK wirken Energieef-
fizienzsysteme, die Energiehändler und 
-lieferanten dazu verpflichten, Ener-
gieeinsparmaßnahmen zu setzen, am 
effektivsten. Österreich hat sich für die 
Erreichung der Vorgaben aus der Richt-
linie 2012/27/EU für dieses System ent-
schieden und die Energiehändler der 
Verpflichtung unterworfen, Energieeffi-
zienzmaßnahmen durchzuführen Aus 

Die Position der AK im Einzelnen
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Sicht der BAK stellt dieses System die 
effektivste Methode dar, allerdings un-
ter der Voraussetzung einer effektiven 
Umsetzung mit nur wenigen, begründ-
baren Ausnahmen und einer wirksa-
men Kontrolle.

Die BAK begrüßt ausdrücklich, dass 
die Mitgliedstaaten verpflichtet wer-
den sollen, innerhalb ihrer Verpflich-
tungssysteme auch soziale Kriterien 
aufzunehmen. Bisher basierte diese 
Vorgabe nur auf Freiwilligkeit. Denn die 
Steigerung der Energieeffizienz und da-
mit die nachhaltige Reduktion des En-
ergieverbrauchs und der Energiekosten 
ist aus Sicht der BAK eine der effektiv-
sten Maßnahmen gegen Energiearmut.

Artikel 9 – Erdgasverbrauchserfassung

Die Mitgliedstaaten haben im Bereich 
Erdgas individuelle Zähler bereitzu-
stellen, die den tatsächlichen Ener-
gieverbrauch und die Nutzungszeit 
widerspiegeln. Allerdings besteht die-
se Verpflichtung nur, sofern dies tech-
nisch machbar, finanziell vertretbar 
und im Vergleich zu den potentiellen 
Energieeinsparungen verhältnismäßig 
ist. Offen ist, was unter dem Begriff 
„individueller Zähler“ zu verstehen ist. 
Intelligente Messgeräte (Smart Me-
ter) erfüllen jedenfalls diese Kriterien, 
strenggenommen jedoch auch die her-
kömmlichen analogen Zähler, die den 
Erdgasverbrauch jährlich und überwie-
gend individuell für die ErdgaskundIn-
nen messen.

Grundsätzlich bringt die Installierung ei-
nes Messgerätes per se keine Energie-
einsparung, sondern eine Erhöhung der 
Transparenz des Verbrauchs und der 
Kosten. Damit kann eine Verhaltens-
änderung bei den ErdgaskundInnen 
bewirkt werden. Die meisten Energie-
sparmöglichkeiten sind allgemein be-

kannt (Temperatureinstellung, richtiges 
Lüften usw.). Faktoren wie die Außen-
temperatur, die Lage der Wohnung, der 
Gebäudezustand sind – außer bei Ei-
gentumshäusern – von Haushaltskun-
dInnen nicht beeinflussbar. Daher wird 
das Kriterium der Verhältnismäßigkeit 
der Maßnahme für private Haushalte 
in den überwiegenden Fällen nicht er-
füllt. Aus den genannten Gründen lehnt 
die BAK eine generelle Einführung von 
Messgeräten, die mit hohen Kosten 
und geringem Nutzen verbunden ist, 
im Wärmebereich ab.

Nicht nachvollziehbar ist, warum bei 
neuen oder renovierten Gebäuden die 
Bewertungskriterien der technischen 
Machbarkeit, der finanziellen Vertret-
barkeit sowie der Verhältnismäßigkeit 
nicht angewendet werden. Gerade 
aufgrund des relativ geringen Energie-
verbrauchs von neuen bzw. neu reno-
vierten Gebäuden ist die Sinnhaftigkeit 
teurer Messsysteme anhand dieser Kri-
terien zu überprüfen. 

Artikel 9a – Verbrauchserfassung, 
Einzelverbrauchserfassung („Subme-
tering“) und Kostenverteilung für die 
Wärme-, Kälte- und Warmbrauch-
wasserversorgung

Auch für den Bereiche Fernwärme-, 
Fernkälte- und Warmbrauchwasser-
versorgung sowie für die zentrale Ver-
sorgung soll nach den Vorschlägen der 
EU-Kommission ein Messsystem für die 
individuelle Verbrauchsmessung bereit-
gestellt werden. Aus Sicht der BAK ver-
kennt die EU-Kommission hierbei die 
Besonderheiten dieses Marktes, insbe-
sondere, dass der Markt für die Wär-
meversorgung in Gebäuden (inklusive 
Warmwasser) und dessen Messwesen 
in den meisten Mitgliedstaaten keiner 
Regulierung unterliegt. Das führt dazu, 
dass die Kosten für individuelle Messsy-

www.akeuropa.eu


www.akeuropa.eu	 EU-Energiepaket „Clean Energy for All Europeans“: Richtlinie zur Energieeffizienz sowie		
Richtlinie zur Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden	 7

steme der Raumwärme für die priva-
ten Haushalte in Österreich mit rund 
120 Euro pro Jahr weit höher sind, als 
die Kosten für jene mit einem Erdgas-
Zähler (28 Euro pro Jahr). Während Erd-
gaskundInnen das Recht haben, ihren 
Erdgaslieferanten zu wechseln, haben 
WärmekundInnen diese Möglichkeit 
nicht. In den meisten Fällen ist auch ein 
Umstieg auf ein anderes Heizungssy-
stem weder technisch machbar noch 
wirtschaftlich zumutbar und rechtlich 
oft gar nicht möglich. Die BAK lehnt 
daher eine generelle Einführung indi-
vidueller Zähler für Raumwärme- und 
Warmwasser ab, außer die KundIn-
nen wünschen dies ausdrücklich. Au-
ßerdem sollten die Messsysteme für die 
Bereiche Fernwärme-, Fernkälte- und 
Warmbrauchwasserversorgung sowie 
für die zentrale Versorgung denselben 
Bewertungskriterien unterliegen, wie 
die Messsysteme für den Erdgasbereich 
(technische Machbarkeit, finanzielle Zu-
mutbarkeit und Verhältnismäßigkeit).

Wie bereits zu Artikel 9 ausgeführt, ist 
für die BAK nicht nachvollziehbar, wa-
rum gerade bei neuen Gebäuden bzw. 
bei neu renovierten Gebäuden, die ei-
nen relativ geringen Energieverbrauch 
haben, eine verpflichtende Verwen-
dung von individuellen Zählern vorge-
sehen ist, ohne zu überprüfen, ob diese 
Maßnahme aufgrund der Kriterien der 
technischen Machbarkeit, finanziellen 
Vertretbarkeit und der Verhältnismäßig-
keit der Maßnahme kosteneffizient ist. 
Für Passiv- und Niedrigenergiehäuser 
sollte generell die Verpflichtung für die 
Verwendung individueller Wärme-Zäh-
ler entfallen, weil der Wärmeverbrauch 
in diesen Gebäudetypen per se sehr 
niedrig ist bzw. der Wärmebedarf nicht 
durch eine Gebäudeheizung, sondern 
durch „passive“ Quellen wie Sonnen-
einstrahlung oder Abwärme von Perso-
nen und technischen Geräten erzeugt 

wird. Individuelle Wärmezähler bringen 
in diesen Fällen den Wohnungsnutze-
rInnen keinen Nutzen, da die Kosten 
der gelieferten Wärme geringer sein 
können als die Messkosten.

Angesichts der beschriebenen Proble-
me des Wärmemarktes (u.a. monopo-
lartigen Strukturen, hohe nicht regulier-
te Zählerkosten und überproportional 
steigende Wohnkosten), lehnt die BAK 
den Vorschlag der EU-Kommission, 
fernauslesbare Zähler und Kosten-
verteiler ab dem 1. Jänner 2020 ver-
pflichtend einzuführen, kategorisch 
ab. Durch die großen Unterschiede der 
Wärmeversorgungssysteme und des 
damit eng verbundenen Wohnungs-
marktes sowie der unterschiedlichen 
technischen und rechtlichen Gegeben-
heiten in den einzelnen Mitgliedstaaten, 
ist diese Maßnahme für die BAK nicht 
nachvollziehbar. In diesem Zusammen-
hang lehnt die BAK auch den Vorschlag 
ab, wonach bereits installierte Zähler 
oder deren Ersatz bis zum 1. Jänner 
2027 verpflichtend durch fernablesbare 
Geräte nachzurüsten sind. Ausnahmen 
werden nur gewährt, wenn der Mit-
gliedstaat nachweisen kann, dass die-
se Nachrüstung nicht kosteneffizient ist.

Artikel 10a – Abrechnungs- und Ver-
brauchsinformation zur Wärme-, Käl-
te- und Warmbrauchwasserversor-
gung

Grundsätzlich begrüßt die BAK die 
Erhöhung der Transparenz durch 
verbesserte Abrechnungs- und Ver-
brauchsinformationen, allerdings be-
darf es aus konsumenten- und da-
tenschutzrechtlicher Sicht folgender 
Änderungen:

Absatz 1: Hinsichtlich der Ablesemög-
lichkeiten des Zählerstandes sollte aus 
konsumentenrechtlicher Sicht festge-
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legt werden, dass neben der Selbstab-
lesung durch die KundInnen, auch 
eine regelmäßige Ablesung durch den 
Energieversorger zu erfolgen hat, wie 
dies derzeit im Strom- und Gasbereich 
der Fall ist. Die Alternative einer Ver-
brauchsschätzung oder der Einhebung 
eines Pauschaltarifs, für den Fall, dass 
die KundInnen die Zählerwerte dem 
Energieversorger nicht rechtzeitig mit-
teilen, wirken sich auf die KundInnen oft 
nachteilig aus.

Absatz 2 lit a) Aus datenschutzrechtli-
cher Sicht sollte eine Weitergabe von 
Daten an Dritte jedenfalls nur auf aus-
drücklichen Wunsch der Konsumen-
tInnen möglich sein. Die BAK ersucht 
um entsprechende Klarstellung im Ab-
satz 2 lit a, um eine quasi automatische 
Weitergabe von Energieabrechnungen 
an Dritte zu vermeiden. Die derzeitige 
Formulierung widerspricht nach Ansicht 
der BAK außerdem dem Datenschutz-
gesetz.

Artikel 11a – Kosten für den Zugang zu 
Verbrauchserfassungs- und Abrech-
nungsinformationen für die Wärme- 
und Kälteversorgung

Im Falle von mehreren Wohnungen er-
öffnet Absatz 2 dem/der VermieterIn 
die Möglichkeit, die Kosten für die Ver-
brauchserfassung und die Abrechnung 
auf seine EndkundInnen umzulegen, 
wenn er/sie diese Aufgaben einem 
Dritten überträgt, z.B. einem Contrac-
tor. Aus konsumentenrechtlicher Sicht 
ist diese Regelung äußerst problema-
tisch, weil es sich dabei um Verträge zu 
Lasten und auf Kosten Dritter, nämlich 
der WohnungsnutzerInnen (z.B. Miete-
rInnen) handelt. Eine derartige Kosten-
überwälzung ist in Österreich unzuläs-
sig: Derzeit bestimmt das Heizkostena-
brechnungsgesetz (HeizkG), welche 
Kosten umgelegt werden dürfen und 

sowohl das Mietrechtsgesetz (MRG), 
das Wohnungseigentumsgesetz (WEG) 
als auch das Wohnungsgenossen-
schaftsgesetz (WGG) begrenzen diese 
Umlagemöglichkeiten zusätzlich. Die-
ser Vorschlag der EU-Kommission greift 
damit in bestehendes österreichisches 
Recht ein und könnte wohnrechtliche 
Schutzbestimmung massiv schwächen. 
Die BAK lehnt daher diese Möglichkeit 
der Kostenüberwälzung ab.

Artikel 23 – Ausübung der Befugnis-
übertragung

Die BAK spricht sich gegen die in Ab-
satz 2 enthaltende stillschweigende 
Verlängerungsbefugnis der EU-Kom-
mission zum Erlass delegierter Rechts-
akte aus. Aus demokratiepolitischer 
Sicht sollte die Befugnis – wie bisher – 
auf fünf Jahre begrenzt sein.

www.akeuropa.eu


www.akeuropa.eu	 EU-Energiepaket „Clean Energy for All Europeans“: Richtlinie zur Energieeffizienz sowie		
Richtlinie zur Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden	 9

EU-Richtlinie über die Gesamt-
energieeffizienz von Gebäuden

Wesentliches Ziel der von der Europä-
ischen Kommission vorgeschlagenen 
Änderung der Richtlinie 2010/31/EU 
über die Gesamtenergieeffizienz von 
Gebäuden ist die Erhöhung der Sanie-
rungsrate von Gebäuden, um in Hin-
blick auf die klima- und energiepoliti-
schen Ziele der Union bis 2030 einen 
Beitrag zur Steigerung der Energieeffizi-
enz und zur Senkung der Treibhausga-
semissionen zu leisten. Weiters sollen 
etwa Bestimmungen aufgenommen 
werden, die eine vorausschauende An-
passung der Infrastruktur für den ver-
mehrten Einsatz von Elektrofahrzeugen 
vorsehen. Hingegen werden Überprü-
fungspflichten für Heiz- und Klimaanla-
gen weitgehend aufgehoben.

Die BAK hält eine „langfristige Renovie-
rungsstrategie“ (Art 2a) grundsätzlich 
für sinnvoll. Diese war bisher in der 
Energieeffizienzrichtlinie normiert und 
soll mit dem vorliegenden Vor-schlag 
in die gegenständliche Richtlinie über-
geführt werden. Positiv hervorzuheben 
ist, dass in diesem Zusammenhang 
ausdrücklich die Bekämpfung von En-
ergiearmut als ein Ziel genannt wird. 
Die BAK ist aber der Auffassung, dass 
die Bestimmungen des vorgeschlage-
nen Art 2a Abs 3 zu detailliert sind und 
möglicherweise eine Sozialisierung von 
Risiken bei gleichzeitiger Privatisierung 
von Gewinnen darstellt. Daher soll die-
ser Absatz gestrichen werden.

Mit dem vorgeschlagenen Art 8 Abs 2 
und 3 sollen Mitgliedstaaten verpflich-
tet werden, in Gebäuden die Ladeinfra-
struktur für Elektrofahrzeuge vorzuse-
hen oder Vorkehrungen für ihren späte-
ren Ausbau zu treffen. Im Grunde wird 
die Zielsetzung begrüßt, doch wider-
spricht die vorgesehene, sehr detaillier-

te, verpflichtende Regelung dem Sub-
sidiaritätsprinzip. Daher sind Abs 2 bis 
4 zu streichen; gegebenenfalls können 
sie durch die Verpflichtung der Mitglied-
staaten ersetzt werden, eine Strategie 
zum vorausschauenden Ausbau der 
Ladeinfra-struktur für Elektrofahrzeuge 
zu erarbeiten.

Im vorgeschlagenen Art 8 Abs 5 wird 
die Verpflichtung eingeführt, dass bei 
Einbau oder Änderung von gebäude-
technischen Anlagen deren Gesamt-
energieeffizienz zu bewerten und zu 
dokumentieren ist. Gemäß Abs 6 soll 
die Kommission dazu ermächtigt wer-
den, in delegierten Rechtsakten einen 
Indikator für die „Smartness“ von Ge-
bäuden zu definieren und auf welche 
Weise dieser als Information für mögli-
che Mieter oder Käufer einzusetzen ist. 
Die BAK hält diese Bestimmungen für 
überschießend und lehnt sie daher ab.
Mit dem vorgeschlagenen Art 10 Abs 
6 sollen Mitgliedstaaten verpflichtet 
werden, die finanzielle Förderung von 
Energieeffizienzverbesserungen an 
die durch die jeweiligen Maßnahmen 
erreichten Energieeinsparungen zu 
binden. Diese Bestimmung entspricht 
einer langjährigen Forderung der BAK 
nach kosteneffizientem Mitteleinsatz 
der Öffentlichen Hand. Sie wird daher 
unterstützt.

Gemäß dem vorgeschlagenen Art 14 
Abs 1 und 2 sowie dem vorgeschla-
genen Art 15 Abs 1 und 2 werden die 
bislang bestehenden Verpflichtungen 
zur regelmäßigen Überprüfung der 
Energieeffizienz von Heizungs- und Kli-
maanlagen weitgehend aufgehoben. 
Es wird in der Folgenabschätzung aber 
nicht dargelegt. welche Vorteile diese 
Aufhebung bringt. Daher scheint eine 
Beibehaltung der Überprüfungspflich-
ten zweckmäßig.
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Für weitere Fragen stehen Ihnen gerne 

Dorothea Herzele
T: +43 (0) 1 501 65 2295
dorothea.herzele@akwien.at

Christoph Streissler
T: +43 (0) 1 501 65 2168
christoph.streissler@akwien.at

sowie

Peter Hilpold
(in unserem Brüsseler Büro)
T +32 (0) 2 230 62 54  
peter.hilpold@akeuropa.eu

zur Verfügung.
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